
 

 

 Anlage 9 Aktenzeichen   

 Merkblatt Mitwirkungspflichten 
 

 
Was Sie wissen müssen.  
 
Was ist Sozialhilfe und wer erhält sie? 
Sozialhilfe ist eine Leistung, auf die unter den Voraussetzungen des SGB XII ein Anspruch 
besteht, wie auf andere Sozialleistungen (z. B. Grundsicherung für Arbeitsuchende, 
Kindergeld oder Wohngeld). Sie können sich zum Thema Sozialhilfe im Amt für 
Bürgerdienstleistungen, Bauen und Entwicklung, Sachgebiet Soziale Sicherung, der 
Gemeinde Wentorf bei Hamburg kostenlos beraten lassen. 
 
Sozialhilfe erhält nur, wer alle anderen Möglichkeiten zur Beseitigung der Notlage 
ausgeschöpft hat. Die Sozialhilfe tritt erst ein, wenn dem Sozialamt die Notlage bekannt 
geworden ist (z. B. persönliche oder telefonische Vorsprache, Antrag, Brief).  
Die Übernahme von Schulden ist grundsätzlich ausgeschlossen, ebenso eine Übernahme 
von Kosten für Güter und Dienstleistungen, die zuvor ohne Beteiligung des Sozialamtes 
gekauft oder bestellt wurden. 
Formen der Sozialhilfe sind die persönliche Hilfe, Geldleistungen und Sachleistungen. Ziel 
der Sozialhilfe ist es, die Leistungen möglichst schnell entbehrlich zu machen; deshalb hat 
sie die Aufgabe, Hilfe zur Selbsthilfe zu leisten. Sie haben hieran nach Ihren Kräften 
mitzuwirken. 
 
Welche Hilfen gibt es? 
 
Hilfe zum Lebensunterhalt erhält, wer den notwendigen Lebensunterhalt weder aus 
eigenen Mitteln (Einkommen und Vermögen) und Kräften (Einsatz der Arbeitskraft) noch mit 
Hilfe anderer (hierzu gehören auch Unterhaltszahlungen) bestreiten kann.  
Diese Verpflichtung, sich selbst zu helfen, trifft insbesondere Hilfesuchende und Ehegatten 
sowie Eltern im Verhältnis zu ihren minderjährigen unverheirateten, nicht schwangeren 
Kindern. 
Können Leistungsberechtigte durch Aufnahme einer zumutbaren Tätigkeit Einkommen 
erzielen, sind sie hierzu sowie zur Teilnahme an einer erforderlichen Vorbereitung 
verpflichtet. 
Wurden Unterhaltsansprüche nicht selbst geltend gemacht, so werden die 
Unterhaltspflichtigen durch den Sozialhilfeträger überprüft und eventuell herangezogen. 
Personen, die in eheähnlicher Gemeinschaft leben, werden wie Eheleute behandelt. 
Suchen Personen Hilfe, die mit Verwandten oder Verschwägerten in einem Haushalt leben 
(hierzu gehören auch Stiefkinder), wird vermutet, dass deren Lebensunterhalt von den nicht 
hilfebedürftigen Personen im Haushalt sichergestellt wird (§§ 20, 39 SGB XII).  
Durch die Hilfe zum Lebensunterhalt wird insbesondere der Bedarf eines Menschen an 
Ernährung, Kleidung und Unterkunft einschl. Heizung, Hausrat und anderen Bedürfnissen 
des täglichen Lebens gesichert. Sollten Sie umziehen wollen, stimmen Sie dies bitte zuvor 
mit dem Sozialamt ab, da nicht in jedem Falle die Kosten des Umzugs und der neuen 
Wohnung bei der Hilfe berücksichtigt werden. 
Zur Sicherung des Lebensunterhalts im Alter oder bei dauerhafter Erwerbsminderung 
werden auf Antrag Leistungen der Grundsicherung gewährt.  
Weitere Hilfen erhalten Personen, die in einer besonderen Lebenssituation, die nicht unter 
die Hilfe zum Lebensunterhalt oder Grundsicherung fällt, Unterstützung benötigen (z. B. bei 
Krankheit, Behinderung, Pflegebedürftigkeit) und Hilfe nicht ausreichend von anderen, 
insbesondere Sozialleistungsträgern, erhalten. Auch bei diesen Hilfen wird der Einsatz von 
Einkommen und Vermögen geprüft. Die zur Hilfe zum Lebensunterhalt dargestellte 
Verpflichtung, sich selbst zu helfen, gilt auch hier. 
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Pflichten der Hilfesuchenden bzw. der Leistungsberechtigten 
 
1. Wer Sozialhilfeleistungen beantragt oder erhält, hat insbesondere 

1.1. alle Tatsachen anzugeben, die für die Leitung erheblich sind, und auf Verlangen des 
zuständigen Leistungsträger der Erteilung der erforderlichen Auskünfte durch Dritte 
zuzustimmen sowie Beweisurkunden vorzulegen oder ihrer Vorlage zuzustimmen (§ 
60 Sozialgesetzbuch, Erstes Buch (SGB I)) 

1.2. Änderungen in den Verhältnissen, die für die Leitung erheblich sind oder über die im 
Zusammenhang mit der Leistung Erklärungen abgegeben worden sind, unverzüglich 
mitzuteilen. Diese Mitteilungspflicht bezieht sich in erster Linie auf die in den 
häuslichen und wirtschaftlichen Verhältnissen des Leistungsberechtigten 
eingetretenen Veränderungen; sie ist auch dann notwendig, wenn er der Meinung 
ist, dass die Änderung auf die Sozialhilfe keinen Einfluss hat. 
Diese Mitwirkungspflicht besteht besonders dann, wenn 

a) der Leistungsberechtigte und die in seinem Haushalt lebenden Personen 
Einnahmen haben – auch wenn nur vorrübergehend – z. B. durch Aufnahme 
einer Arbeit (auch geringfügige Beschäftigungen oder Nebentätigkeiten), 
durch Vermieten von Zimmern, Bewilligung von Renten, Pensionen, 
Treuegeldern, Abfindungen, Entschädigungen, Darlehen, durch den Eingang 
rückständiger Forderungen, durch Lotteriegewinn, Erbschaft usw. Dem 
Sozialamt ist ebenfalls der Bezug von Naturalleistungen (Wohnung, Kost) 
sowie die Forderung oder die Entstehung einer Forderung gegen einen 
anderen mitzuteilen. 

b) Sich der Bestand des vorhandenen Vermögens (z. B. durch Kauf, Verkauf, 
Schenkung, Erbschaft, Scheidung, Vermögensauseinandersetzung) ändert; 

c) Der Leistungsberechtigte oder ein mitunterstützter Angehöriger den Haushalt, 
wenn auch nur vorrübergehend, verlässt (z. B. Krankenhausaufenthalt, 
Kuraufenthalt, Besuchsreise, Ableben eines Haushaltsmitgliedes u. ä.); 

d) Eine weitere Person in den Haushalt aufgenommen oder sonst eine Wohn- 
und Wirtschaftsgemeinschaf begründet wird; 

e) Die Wohnung gewechselt wird; 
f) Ein Antrag auf Zahlung anderer Sozialleistungen gestellt wird oder früher 

gestellt worden ist (z. B. Rente, Arbeitslosengeld, Krankengeld, Pflegegeld, 
Wohngeld u. ä.); 

g) Ein Rechtsmittel (z. B. Widerspruch, Klage, Berufung) gegen Entscheidungen 
anderer Sozialleistungsträger eingelegt wurde; 

h) Der Leistungsberechtigte einen vermögensrechtlichen oder körperlichen 
Schaden durch Dritte erlitten hat; 

i) Der Leistungsberechtigte eine privatrechtliche Forderung gerichtlich geltend 
macht. 

Diese Mitwirkungspflichten obliegen bei geschäftsunfähigen oder in ihrer 
Geschäftsfähigkeit beschränkten Hilfesuchenden oder Leistungsberechtigten deren 
gesetzlichen Vertretern. 

2. Wer Sozialhilfeleistungen beantragt oder erhält, soll auf Verlagen des zuständigen 
Leistungsträgers 

a) zur mündlichen Erörterung des Antrages oder zur Vornahme anderer 
notwendiger Maßnahmen persönlich im Amt erscheinen (§ 61 SGB I); 

b) sich medizinischen Untersuchungsmaßnahmen unterziehen, soweit dies für 
die Entscheidung über die Leistung erforderlich ist (§ 62 SGB I). 

3. Mitwirkungspflichten entfallen nur dann, wenn ihre Erfüllung nicht in einem 
angemessenen Verhältnis zu der in Frage kommenden Sozialleistung steht, wenn sie 
dem Betroffenen nicht zugemutet werden können oder wenn sich der Leistungsträger die 
erforderlichen Kenntnisse mit einem geringeren Aufwand beschaffen kann. Darüber 
hinaus können Angaben, die den Leistungsberechtigten oder ihm nahestehende 
Personen der Gefahr strafgerichtlicher Verfolgung oder eines 
Ordnungswidrigkeitsverfahren aussetzen, verweigert werden (§65 SGB I). 
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Folgen fehlender Mitwirkung 
 
1. Kommt derjenige, der eine Sozialleistung beantragt oder erhält, seinen Mitwirkungspflichten nicht 

nach und wird hierdurch die Aufklärung des Sachverhaltes erheblich erschwert, kann der 
Leistungsträger ohne weitere Ermittlungen die Leistungen bis zur Nachholung der Mitwirkung 
ganz oder teilweise versagen oder entziehen, soweit die Voraussetzungen der Leistung nicht 
nachgewiesen werden sind. Dies gilt entsprechend, wenn der Antragsteller oder 
Leistungsberechtigte in anderer Weise absichtlich die Aufklärung des Sachverhaltes erheblicher 
erschwert (§ 66 SGB I). 

2. Kommt derjenige, der eine Sozialleistung wegen Pflegebedürftigkeit, Arbeitsunfähigkeit, wegen 
Gefährdung oder Minderung der Erwerbsfähigkeit oder wegen Arbeitslosigkeit beantragt oder 
erhält seinen Mitwirkungspflichten nicht nach und ist unter Würdigung aller Umstände mit 
Wahrscheinlichkeit anzunehmen, dass deshalb die Arbeits-, Erwerbs- oder Vermittlungsfähigkeit 
beeinträchtigt oder nicht verbessert wird, kann der Leistungsträger die Leistung bis zur 
Nachholung der Mitwirkung ganz oder teilweise versagen oder entziehen. 

3. Wer seine häuslichen oder wirtschaftlichen Verhältnisse falsch angibt oder die erforderlichen 
Mitteilungen an das Sozialamt unterlässt, gefährdet die gesetzmäßige Durchführung der 
Sozialhilfe. 
Ist der Tatbestand des Betruges nach § 263 StGB gegeben, muss mit strafrechtlicher Verfolgung 
gerechnet werden. Zu Unrecht erbrachte Leistungen sind zu erstatten. 

 
§ 263 StGB lautet wie folgt: 
 

 (1) Wer in der Absicht, sich oder einem Dritten einen rechtswidrigen Vermögensvorteil zu verschaffen, 
das Vermögen eines anderen dadurch beschädigt, dass er durch Vorspiegelung falscher oder durch 
Entstellung oder Unterdrückung wahrer Tatsachen einen Irrtum erregt oder unterhält, wird mit 
Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren oder mit Geldstrafe bestraft. 
(2) Der Versuch ist strafbar. 
(3) In besonders schweren Fällen ist die Strafe Freiheitsstrafe von sechs Monaten bis zu zehn Jahren. 
Ein besonders schwerer Fall liegt in der Regel vor, wenn der Täter  
1. gewerbsmäßig oder als Mitglied einer Bande handelt, die sich zur fortgesetzten Begehung von 

Urkundenfälschung oder Betrug verbunden hat, 
2. einen Vermögensverlust großen Ausmaßes herbeiführt oder in der Absicht handelt, durch die 

fortgesetzte Begehung von Betrug eine große Zahl von Menschen in die Gefahr des Verlustes 
von Vermögenswerten zu bringen, 

3. eine andere Person in wirtschaftliche Not bringt, 
4. seine Befugnisse oder seine Stellung als Amtsträger missbraucht oder 
5. einen Versicherungsfall vortäuscht, nachdem er oder ein anderer zu diesem Zweck eine Sache 

von bedeutendem Wert in Brand gesetzt oder durch eine Brandlegung ganz oder teilweise 
zerstört oder ein Schiff zum Sinken oder Stranden gebracht hat. 

(4) § 243 Abs. 2 sowie die §§ 247 und 248a gelten entsprechend. 
(5) Mit Freiheitsstrafe von einem Jahr bis zu zehn Jahren, in minder schweren Fällen mit 
Freiheitsstrafe von sechs Monaten bis zu fünf Jahren wird bestraft, wer den Betrug als Mitglied einer 
Bande, die sich zur fortgesetzten Begehung von Straftaten nach den §§ 263 bis 264 oder 267 bis 269 
verbunden hat, gewerbsmäßig begeht. 
(6) Das Gericht kann Führungsaufsicht anordnen (§ 68 Abs. 1). 
(7) Die §§ 43a und 73d sind anzuwenden, wenn der Täter als Mitglied einer Bande handelt, die sich 
zur fortgesetzten Begehung von Straftaten nach den §§ 263 bis 264 oder 267 bis 269 verbunden hat. 
2§ 73d ist auch dann anzuwenden, wenn der Täter gewerbsmäßig handelt. 

 
Kostenersatz 
Wer nach Vollendung des achtzehnten Lebensjahres die Voraussetzungen für die Gewährung der 
Sozialhilfe an sich selbst oder seinen unterhaltsberechtigten Angehörigen durch vorsätzlichen oder 
grob fahrlässiges Verhalten herbeigeführt hat, ist nach §§ 103 und 104 SGB XII zum Ersatz der 
Kosten der Sozialhilfe verpflichtet. Ebenso ist zum Ersatz der Kosten zu Unrecht erbrachter 
Leistungen der Sozialhilfe verpflichtet, wer Leistungen durch vorsätzliches oder grob fahrlässiges 
Verhalten herbeigeführt hat. 
 
 
Der Erhalt des Merkblattes wird hiermit bestätigt: 
 
 
______________________                                 _____________________________ 
 
Ort, Datum      Unterschrift 


